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Bundesgerichtshof 
Ermittlungsrichter 

 
1 BGs 486/21 

BESCHLUSS 

vom 

27. Dezember 2021 

 

in dem Verfahren gemäß § 30 Abs. 4 Satz 2 PUAG 

 

des Deutschen Bundestages als Rechtsnachfolger des 3. Untersuchungsaus-

schusses der 19. Wahlperiode des Deutschen Bundestages,  

Antragsteller, 

- Verfahrensbevollmächtigte:  
 
 

   
                                                      - 

 

gegen 

 

 Antragsgegnerin, 

- Verfahrensbevollmächtigte:                            
 
                                                                                                       - 
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Der Ermittlungsrichter I des Bundesgerichtshofs hat am 27. Dezember 2021 ge-

mäß § 30 Abs. 4 Satz 2 PUAG beschlossen: 

Der Antrag vom 30. September 2021 wird verworfen. 

Gründe: 

I. 

Mit Schriftsatz seiner Verfahrensbevollmächtigten vom 30. September 

2021 hat der 3. Untersuchungsausschuss der 19. Wahlperiode des Deutschen 

Bundestages gegen den Beschluss des Ermittlungsrichters des Bundesgerichts-

hofs vom 6. August 2021 – 1 BGs 340/21 Beschwerde eingelegt.  

In der Beschwerdeschrift vom 30. September 2021 führen die Verfahrens-

bevollmächtigten des Untersuchungsausschusses zudem Folgendes aus:  

„Für den Fall, dass der Beschwerde der Erfolg versagt werden 

sollte, dürfte konsequent sein, dass der Deutsche Bundestag als 

Träger des Untersuchungsrechts als Rechtsnachfolger des Unter-

suchungsausschusses dessen Anliegen weiterverfolgen kann. Die 

Veröffentlichung des Berichts des Untersuchungsausschusses als 

Bundestagsdrucksache spricht dafür, dass es sich um eine Ange-

legenheit des gesamten Bundestages handelt, nicht nur des Aus-

schusses (weshalb es keine bloße Ausschussdrucksache ist).  
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Insofern wird ein neuerlicher Antrag, unter o.g. verändertem Akten-

rubrum, gestellt. Die vorstehenden Ausführungen greifen sinnge-

mäß auch diesbezüglich.“  

 

II. 

Die vorstehend wiedergegebene Passage in der Beschwerdeschrift vom 

30. September 2021 ist als eigenständiger Antrag des Deutschen Bundestages 

„als Rechtsnachfolger des Untersuchungsausschusses“ auszulegen, der auf die 

Weiterverfolgung des ursprünglichen Rechtsschutzziels des 3. Untersuchungs-

ausschusses der 19. Wahlperiode des Deutschen Bundestages gerichtet ist und 

nur für den Fall der Erfolglosigkeit der Beschwerde gestellt wird. 

In der ursprünglichen Antragsschrift vom 24. Juni 2021 hatte der 3. Unter-

suchungsausschuss der 19. Wahlperiode des Deutschen Bundestages bean-

tragt, die Aufhebung des Geheimhaltungsgrades GEHEIM für zulässig zu erklä-

ren in Bezug auf die von                           dem Ausschuss übergebenen Beweis-

mittel, soweit sie in den Berichten der Ermittlungsbeauftragten des Ausschusses 

Martin Wambach, Felix Haendel, Stefan Mattner und Jan Henning Storbeck vom 

16. April, 19. April und 19. Mai 2021 verwertet worden sind (sog. Wambach-Be-

richte), mit Ausnahme von Namen darin genannter natürlicher Personen, die im 

Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses nicht namentlich genannt 

sind. 

 

III. 

Der Antrag ist unzulässig. 
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1. Nachdem der Bundesgerichtshof mit Beschluss vom 16. Dezember 

2021 – StB 34/21 die Beschwerde vom 30. September 2021 gegen den Be-

schluss des Ermittlungsrichters des Bundesgerichtshofs vom 6. August 

2021 – 1 BGs 340/21 verworfen hat, ist die Bedingung, unter der der Antrag ge-

stellt wurde, eingetreten. Ob in dem Verfahren nach § 30 Abs. 4 Satz 2 PUAG 

eine solche bedingte Antragstellung durch den als „Rechtsnachfolger“ des ur-

sprünglichen Antragstellers und Beschwerdeführers bezeichneten Deutschen 

Bundestag zulässig ist, bedarf vorliegend keiner Entscheidung. 

2. Außerdem kann vorliegend dahinstehen, ob die zwischen der bedingten 

Antragstellung und der Beschwerdeentscheidung eingetretene Zäsur (vgl. dazu 

etwa Klein in Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, 95. EL Juli 2021, 

Art. 39 Rn. 48 ff.) durch die konstituierende Sitzung des 20. Deutschen Bundes-

tages am 26. Oktober 2021 Auswirkungen auf die Zulässigkeit des Antrags hatte. 

3. Der Antrag ist schon deshalb unzulässig, weil der Deutsche Bundestag 

nicht als „Rechtsnachfolger“ des 3. Untersuchungsausschusses der 19. Wahlpe-

riode des Deutschen Bundestages in dessen Antragsrecht aus § 30 Abs. 4 Satz 

2 PUAG eingetreten ist (vgl. dazu im Einzelnen Beschluss des Bundesgerichts-

hofs vom 16. Dezember 2021 – StB 34/21, Rn. 11 ff., zum Beschwerderecht des 

§ 36 PUAG; siehe auch Beschluss des Ermittlungsrichters des Bundesgerichts-

hofs vom 6. August 2021 – 1 BGs 340/21, Rn. 23 ff.) und deshalb nicht selbst 

das Verfahren nach § 30 Abs. 4 Satz 2 PUAG führen kann.  
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IV. 

Eine Kostenentscheidung ist nicht veranlasst (vgl. dazu bereits Beschluss 

des Ermittlungsrichters des Bundesgerichtshofs vom 6. August 2021 – 1 BGs 

340/21, Rn. 42). 

 

 

Dr. Sturm 

Richter am Bundesgerichtshof 

 

 

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Entscheidung ist die Beschwerde statthaft, über die der Bun-

desgerichtshof entscheidet (§ 36 Abs. 3 PUAG). Die Beschwerde ist schriftlich 

oder zu Protokoll bei dem Gericht einzulegen, das die angegriffene Entscheidung 

erlassen hat, hier also beim Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofs. Die Be-

schwerde ist nicht fristgebunden.  
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